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Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu 

 
Einladung zur 29. Sitzung des Kreisausschusses des Landkreises Oberallgäu 

 
am Dienstag, den 14.10.2025 um 14:00 Uhr bis vorauss. 18:00 Uhr,  

im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Oberallgäu in Sonthofen (1. OG Südbau), 
Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen  

 

Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil 

 

 1.   Bekanntgaben 

 2.   Finanzielle Beteiligung des Landkreises an der Hochwasserschutzmaßnahme Burgberger Dorfbach, 

Vorberatung 

 3.   Allgäuer Regional- und Investitionsgesellschaft mbH, Satzungsänderung (Beschluss) 

 4.   SWW - Änderung und Neufassung des Gesellschaftsvertrags (Satzung),  

Vorberatung und Empfehlung an den Kreistag 

 5.   MOBIL 365 - Entscheidung über ausgewählte Maßnahmen und Ausschreibungsverfahren für die Linien 

mit Interimslösung; Vorberatung und Empfehlung an den Kreistag 

 6.   Klimawandelanpassungskonzept für den Landkreis Oberallgäu;  

Vorberatung und Empfehlung an den Kreistag 

 7.   Behandlung von Anträgen 

 8.   Verschiedenes 

 

Nicht öffentlicher Teil 

… 

 

gez. 

Indra Baier-Müller 

Landrätin           277 
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu 

Öffentliche Bekanntmachung 

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 29.09.2025,  (Bpl.Nr. 0376/25), Umbau, Sanierung und 

Erweiterung des bestehenden Wohn- und Geschäftshauses mit 6 Ferienwohnungen, in Oberstaufen, (Fl.Nr. 

215/10), Gemarkung Oberstaufen, bauaufsichtlich genehmigt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 

dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 

Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 

werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 

Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  

 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verwaltungsgebühr fällig.  

 

gez.: Michael Läufle 

 

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes Oberallgäu in 87527 Sonthofen, 

Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 2.37, und bei dem Markt Oberstaufen, Schloßstraße 8, 87534 Oberstaufen, 

eingesehen werden. 

 

Michael Läufle           263 

http://www.vgh.bayern.de/
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Veröffentlichung des Landratsamtes Oberallgäu 

 
Wasserrecht; 

Gewässerausbau für die Verlegung des Gschwenderbach, Immenstadt; 

Antragsteller: Herrn Florian Hierl, Seestr. 3, 87509 Immenstadt 

 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

Herr Florian Hierl beantragte beim Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, mit Antrag vom 

09.05.2025 die Plangenehmigung für die Verlegung des Gschwenderbach in Immenstadt 

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein Genehmigungsverfahren gem. § 68 WHG durch. Die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.18.1 und Anlage 3 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

 

Der Vorhabensträger plant die Erweiterung eines Stallgebäudes auf Fl.Nr. 116, Gemarkung Bühl a. Alpsee. Da 

eine Überbauung des Gschwenderbach nicht zulässig ist, ist es notwendig dieses Gewässer zu verlegen. Der 

bestehende Bachlauf verläuft derzeit auf Fl.Nr. 116/3 und soll auf einer Länge von 80 m in das angrenzende 

Flurstück 120/2 verlegt werden. Die bestehende Lauflänge des Baches beträgt 81 m, sodass die neue 

Lauflänge nahezu gleichbleibt.  

 

Der Gschwenderbach weist im Planungsbereich eine Breite von ca. 5 m und eine Uferhöhe von etwa 0,7 m 

auf. Für die neu errichtete Sohle ist vorgesehen, Sohlsicherungen in Form von Querriegeln aus Holz 

(Durchmesser 60–80 cm) mit Niedrigwasseraussparung einzubauen. 

 

Die Ufersicherung erfolgt durch eingegrabene Baumstämme, Wurzelstöcke und die Pflanzung von Weiden. 

Ergänzend ist eine Bepflanzung nach landschaftspflegerischem Begleitplan vorgesehen, um eine naturnahe 

Einbindung in das Landschaftsbild und die Entwicklung gewässertypischer Vegetation sicherzustellen. 

 

Während der Bauarbeiten kommt es zu umfassenden Eingriffen in das Gewässer sowie punktuell in den 

gewässerbegleitenden Gehölzstreifen. Teilbereiche des Ufers sind als Biotop kartiert. 

 

Nach Auffassung des Landratsamtes Oberallgäu verspricht die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es ist daher keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig. Die maßgeblichen Unterlagen zur Entscheidung können beim 

Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, eingesehen werden. 

 

Die Entscheidung über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbstständig 

anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 

 

Gez. Justin Martin          264 
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu 

Öffentliche Bekanntmachung 

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 30.09.2025,  (Bpl.Nr. 1006/20T), eine Neuordnung des 

Parkplatzes Oybelehalle, 1. Tektur vom 25.11.2024 Am Faltenbach  in Oberstdorf, (Fl.Nr. 2865/136, 2865/72, 

2896/2), Gemarkung Oberstdorf, bauaufsichtlich genehmigt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 

dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 
 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 

bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 

Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 

werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 

nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 

Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  

 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verwaltungsgebühr fällig.  

 

gez.: Stefan Imhof 

 

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes Oberallgäu in 87527 Sonthofen, 

Oberallgäuer Platz 2, Zimmer S 2.37, und bei dem Markt Oberstdorf, Prinzenregenten Platz 1, 87561 

Oberstdorf eingesehen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Stefan Imhof           265 

 

 

http://www.vgh.bayern.de/
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu 

 

Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 

(Stellplatzsatzung) 

vom 01. Oktober 2025 

 

Die Gemeinde Burgberg i.Allgäu erlässt aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 

geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.) und Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der 

Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, 

BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254 ff.) 

folgende Satzung: 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
 

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im Sinne des Art. 1 

Abs. 1 BayBO im Gemeindegebiet der Gemeinde Burgberg i.Allgäu. Ausgenommen sind, wenn sie zu 

Wohnzwecken erfolgen, Änderungen oder Nutzungsänderungen im Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 b, 

zweiter Halbsatz BayBO. 

 

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den Regelungen 

dieser Satzung abweichen, haben Vorrang. 

 

§ 2 Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen 
 

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, 

sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen sind Stellplatze 

herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist.  

 

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich nach der Anlage der Verordnung über den Bau- und 

Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. November 1993 in ihrer 

jeweils gültigen Fassung.  

 

 Ergänzend hierzu wird die Zahl der notwendigen Stellplätze für die in der vorgenannten Anlage nicht 

aufgeführten Nutzungen wie folgt ermittelt: 

 Ferienwohnungen     1 Stellplatz pro Wohnung. 

 

(3) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die unterschiedliche 

Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplätze getrennt nach den jeweiligen 

Nutzungsarten ermittelt.  
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(4) Die Zahl an notwendigen Stellplätzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und 

nachkaufmännischen Grundsätzen zu runden. Bei baulichen Anlagen mit mehreren Nutzungseinheiten 

oder unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addition der für jede 

Nutzungseinheit und jede Nutzungsart notwendigen Stellplätze.  

 

§ 3 Herstellung der Stellplätze 
 

(1) Die nach §§ 2 und 3 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf 

einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks herzustellen. Bei Herstellung der 

Stellplätze auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für 

diesen Zweck gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern.  

 

(2) Die Inanspruchnahme derselben Stellplätze durch zwei oder mehrere Nutzungen mit unterschiedlichen 

Geschäfts- oder Öffnungszeiten (Wechselnutzung) kann zugelassen werden, wenn sichergestellt ist, dass 

keine Überschneidungen der Benutzung des Stellplatzes auftreten und keine negativen Auswirkungen 

auf den Verkehr in der Umgebung zu erwarten sind.   

 

§ 4 Anforderungen an die Herstellung 
 

(1) Für Stellplätze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung über den Bau und Betrieb 

von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. November 1993 in ihrer jeweiligen 

Fassung.  

 

(2) Im Übrigen sind Stellplätze in ausreichender Größe und in Abhängigkeit der beabsichtigten Nutzung 

herzustellen. Es gilt Art. 7 BayBO. 

 

§ 5 Abweichungen 

 
Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO können Abweichungen zugelassen werden.  

 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten 
 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Satzung verstößt, kann gemäß Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO mit 

einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro belegt werden. 

Die tatsächliche Höhe richtet sich nach Art und Schwere des Verstoßes. 

 

§ 7 Schlussbestimmungen 
 

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung der Gemeinde Burgberg i.Allgäu über 

Kraftfahrzeugstellplätze und Garagen vom 10. Juli 2008 außer Kraft. 

 

Burgberg i.Allgäu, den 01. Oktober 2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGÄU  

gez. André Eckardt 

Erster Bürgermeister           266 
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu 

Wasserrecht; 

Gewässerausbau zur Sicherung einer Überfahrt im Zulauf zum Gaisalpbach in Oberstdorf; 

Antragsteller: Wald- und Weidegenossenschaft Reichenbach, vertr. durch Herrn Andreas Schratt, 

Reichenbach 33, 87561 Oberstdorf 

 

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Die Wald- und Weidegenossenschaft Reichenbach beantragte beim Landratsamt Oberallgäu, Abteilung 

Wasserrecht, mit Antrag vom 26.08.2025 die Plangenehmigung für die Sicherung einer Überfahrt im Zulauf 

zum Gaisalpbach in Oberstdorf. 

 

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein Genehmigungsverfahren gem. § 68 WHG durch. Die allgemeine 

Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.18.1 und Anlage 3 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht erforderlich ist. 

 

Die Wald- und Weidegenossenschaft Reichenbach beabsichtigt, eine durch Starkregen beschädigte und 

abgerutschte Böschung unterhalb eines bestehenden Waldweges wiederherzustellen und dauerhaft zu 

sichern. Der Weg dient als Erschließungsachse für ein rund 70 ha großes Waldgebiet und ist derzeit nicht 

mehr verkehrssicher. 

 

Die vorhandene Holzkastensicherung, die seit etwa 30 Jahren bestand, wurde im Zuge eines 

Starkregenereignisses zerstört und ist abgerutscht. Zur Stabilisierung der Böschung soll nun eine 

Stützkonstruktion aus „Bewehrter Erde“ errichtet werden. Im Zuge der Maßnahme wird außerdem der 

vorhandene Querdurchlass mit einem Durchmesser von 400 mm durch einen neuen Durchlass mit einem 

Durchmesser von 600 mm ersetzt. Der neue Durchlass wird unterhalb der Stützkonstruktion eingebaut, um 

das temporär anfallende Bachwasser sicher abzuleiten und die Stützkonstruktion vor Unterspülungen zu 

schützen. Das für die Verfüllung des Weges erforderliche Material wird aus dem nahegelegenen Kiesfänger 

des Gaißaipbachs gewonnen. 

 

Nach Auffassung des Landratsamtes Oberallgäu verspricht die Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung keine zusätzlichen Erkenntnisse. Es ist daher keine 

Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig. Die maßgeblichen Unterlagen zur Entscheidung können beim 

Landratsamt Oberallgäu, Abteilung Wasserrecht, eingesehen werden. 

 

Die Entscheidung über die Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht selbstständig 

anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 

 

Gez. Justin Martin          268 
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu 

Satzung über die 1. Verlängerung der Veränderungssperre 

für den Bereich „Ortwang Nord“ 

vom 01. Oktober 2025 

Aufgrund der §§ 14, 16 und 17 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I 

Nr. 189) geändert worden ist und der Art. 23 und 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt 

durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573) geändert worden ist, erlässt die Gemeinde 

Burgberg i.Allgäu folgende Satzung über die 1. Verlängerung der Veränderungssperre: 

 

§ 1 Anordnung der 1. Verlängerung der Veränderungssperre 
 

Mit Beschluss vom 13. November 2023 hat der Gemeinderat beschlossen, den Bereich „Ortwang Nord“ zu 

überplanen.  

Zur Sicherung der Bauleitplanung wurde eine Veränderungssperre erlassen.  

Die Geltungsdauer der bestehenden Veränderungssperre vom 20.11.2023 (Ausfertigungsdatum), 

Bekanntmachung am 28.11.2023 im Amtsblatt, wird mit dieser Satzung gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB um 

ein Jahr verlängert. 

 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre wird beibehalten und umfasst folgende 

Grundstücke: 

 

Die Flur Nummern 1602 (Teilfläche), 1602/1, 1604 (Teilfläche), 1607/4, 1611, 1612, 1612/1, 1613, 1613/8, 

1613/9, 1613/10, 1613/11 und 1652 (Teilfläche) der Gemarkung Burgberg i. Allgäu. 

 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist in der als Anlage beigefügten Karte (maßstabslos) 

grafisch dargestellt. Dieser Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. 

 

§ 3 Rechtswirkungen der Veränderungssperre, Ausnahmen 
 

(1) Im Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

werden; 

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 

Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, 

nicht vorgenommen werden. 

 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungssperre eine 

Ausnahme zugelassen werden. 
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(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, 

Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechtes Kenntnis erlangt hat und 

mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, 

sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 

Veränderungssperre nicht berührt. 

 

§ 4 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
 

Diese Satzung über die 1. Verlängerung der Veränderungssperre tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in 

Kraft. 

 

Die Veränderungssperre tritt somit nach Ablauf von drei Jahren, vom Tag der Bekanntmachung der 

Veränderungssperre gerechnet, außer Kraft. Die Veränderungssperre tritt in jedem Falle außer Kraft, sobald 

und soweit die Bauleitplanung „Ortwang Nord“ für das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird.  

 

 

Burgberg i.Allgäu, den 01. Oktober 2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGÄU 

gez. André Eckardt 

Erster Bürgermeister          267 
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu 

Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes 

"Ortwang Nord" 

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i.Allgäu hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 22.09.2025 die 

Aufstellung (Änderung) des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes "Ortwang Nord" 

(Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB) beschlossen. Der räumliche Geltungsbereich dieser Änderung 

befindet sich im nördlichen Bereich des Ortsteiles "Ortwang" der Gemeinde Burgberg i.Allgäu, östlich der 

Straße "Unterortwang" und südlich der Kreisstraße OA 29 "Blaichacher Straße". Er wird aus dem 

beiliegenden Lageplan (maßstabslos) ersichtlich und umfasst in etwa die Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 1602 

(Teilfläche) und 1607/4 (Teilfläche).  

 

Erfordernis der Planung:  

 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes sollen folgende Ziele verfolgt werden:  

 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau zweier Wohnhäuser durch Darstellung 

einer gemischten Baufläche (M) zur Deckung des Wohnbedarfs der Bevölkerung der Gemeinde.  

 

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im 

Rahmen der Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt. 

 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist 

nicht erforderlich.  

 

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung hat keine direkte Auswirkung auf die Bebaubarkeit oder 

Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich der Änderung kann sich im Verlauf des 

Aufstellungsverfahrens ändern. Die Aufstellung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich erfolgt im so 

genannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB). 

 

Burgberg i.Allgäu, den 07.10.2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGÄU 

 

gez. 

André Eckardt 

Erster Bürgermeister          269 
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i.Allgäu 

Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Internet sowie zur öffentlichen Auslegung zur Änderung des 

Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes "Ortwang Nord" 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i. Allgäu hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.09.2025 den 

Entwurf zur Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes "Ortwang Nord" mit 

Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 gebilligt und für die Veröffentlichung im Internet gem. §  3 Abs. 2 

BauGB bestimmt. 

Der Änderungsbereich befindet sich im nördlichen Bereich des Ortsteiles "Ortwang" der Gemeinde Burgberg 

i.Allgäu, östlich der Straße "Unterortwang" und südlich der Kreisstraße OA 29 "Blaichacher Straße". Er 

umfasst in etwa die südwestliche Fläche des Grundstückes mit der Fl.-Nrn. 1602 (Teilfläche). Der räumliche 

Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan dargestellt. 

 

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 wird in der Zeit vom 13.10.2025 bis 12.11.2025 

im Internet auf der Internetseite https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/ der 

Gemeinde Burgberg i.Allgäu veröffentlicht.  

 

Zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit liegt der Entwurf mit Begründung in der 

Fassung vom 25.08.2025 in der Zeit vom 13.10.2025 bis 12.11.2025 im Rathaus der Gemeinde Burgberg 

i.Allgäu (Grüntenstr. 2, 87545 Burgberg i.Allgäu), erstes Obergeschoss, Bauamt, während der allgemeinen 

Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

 

(Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind: 

Montag bis Freitag   08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Montag, Dienstag, Donnerstag  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Mittwoch    14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

Nach telefonischer Terminvereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten.) 

 

Ergänzend zur Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit 

Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 unter folgender Adresse im Internet eingesehen werden: 

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal 

 

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im 

Rahmen der Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt.  

 

Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist 

nicht erforderlich. 

 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und werden mit ausgelegt:  

 

Umweltbericht in der Fassung vom 25.08.2025 (Ausführungen zu den Themen: Beschreibung der Ziele des 

Umweltschutzes aus anderen Planungen, die sich auf den Planbereich beziehen (Regionalplan; 

Flächennutzungsplan; Natura 2000-Gebiete; weitere Schutzgebiete/Biotope, Biotopverbund); Beschreibung 

und Bewertung der Umweltauswirkungen auf der Grundlage der Umweltprüfung; darin die 

Bestandsaufnahme sowie Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung 

bzw. Durchführung der Planung und deren Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Arten und 

https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal
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Lebensräume; Biologische Vielfalt; Boden, Geologie und Fläche; Wasser; Klima/Luft, Erhaltung der 

bestmöglichen Luftqualität; Landschaftsbild; Mensch und Kulturgüter sowie eine Beschreibung der 

Wechselwirkungen zwischen den zuvor genannten Schutzgütern. Bewertung bei Durchführung der Planung 

von Wasserwirtschaft; Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung 

sowie der Verursachung von Belästigungen; Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung; eingesetzte 

Techniken und Stoffe; menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt; Erneuerbare Energien. 

Beschreibung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

Auswirkungen/Abarbeitung der Eingriffsregelung. Beschreibung anderweitiger Planungsmöglichkeiten und 

der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die auf Grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan 

zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Beschreibung der geplanten 

Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt bei Durchführung der Planung.  

Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit 

umweltbezogenen Stellungnahmen der Regierung von Schwaben (zur Lage in Zone A des Alpenplanes und 

Verkehrsvorhaben), des Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben (ohne Betroffenheit der Belange der 

Ländlichen Entwicklung), des Regionalen Planungsverbandes (zur Lage in Zone A des Alpenplanes und mit 

Verweis auf die höheren Landesplanungsbehörden), des Wasserwirtschaftsamtes Kempten (zu Altlasten, zur 

Wasserversorgung, zum vorsorgenden Bodenschutz, zur Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser, 

zu Oberflächengewässer/Wildbach/Überschwemmungsgebiet und zu wildabfließendem Wasser/Sturzfluten) 

des Abwasserverbandes Obere Iller (ohne Einwände mit Informationen zur Entwässerung, zur 

Ortsentwässerungssatzung der Gemeinde Burgberg und zum Umgang mit nicht behandlungsbedürftigem 

Regenwasser) 

 

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden. Stellungnahmen 

sollen elektronisch übermittelt werden (bauamt@burgberg.de), können bei Bedarf aber auch auf anderem 

Weg abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. § 3 

Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 5 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben.  

 

Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetztes ist in einem 

Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 

ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht 

hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Parallel mit der Veröffentlichung findet die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt.  

 

Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art.  6 Abs.  1 Buchst. e 

(DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 

abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 

 

Burgberg i. Allgäu, den 07.10.2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGAEU 

 

gez. André Eckardt 

Erster Bürgermeister          270 
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Anlage zur Nr. 270 Gemeinde Burgberg i. Allgäu 
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i.Allgäu 

Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Internet sowie zur öffentlichen Auslegung zum 

Bebauungsplan "Ortwang Nord" 

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i.Allgäu hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.09.2025 den 

Entwurf zum Bebauungsplan "Ortwang Nord" mit Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 gebilligt und 

für die Veröffentlichung im Internet gem. § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. 

 

Das Plangebiet befindet sich im nördlichen Bereich des Ortsteiles "Ortwang" der Gemeinde Burgberg i. 

Allgäu, östlich der Straße "Unterortwang" und südlich der Kreisstraße OA 29 "Blaichacher Straße". Es 

umfasst folgende Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 1602 (Teilfläche), 1604, 1607, 1607/4 (Teilfläche), 1607/5 

(Teilfläche), 1607/8, 1607/9, 1609, 1611, 1652 (Teilfläche), 1727/2 (Teilfläche), 1728/27 und 1728/6. Der 

räumliche Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan dargestellt. 

 

Dem durch die vorliegende Planung verursachten Eingriff wird eine Ausgleichsfläche außerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Planung zugeordnet. Diese Ausgleichsfläche befindet sich östlich von Ortwang 

südlich des Grüntens auf der Fl.-Nr. 1037 (Teilfläche) der Gemarkung Burgberg im Allgäu, wo durch die 

Extensivierung eine Aufwertung landwirtschaftlicher Flächen vollzogen wird. Es wird darauf hingewiesen, 

dass sich der konkrete Zuschnitt der Fläche(n) im Laufe des Verfahrens noch ändern kann. 

 

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 wird in der Zeit vom 13.10.2025 bis 12.11.2025 

im Internet auf der Internetseite https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/ der 

Gemeinde Burgberg i.Allgäu veröffentlicht.  

 

Zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit liegt der Entwurf mit Begründung in der 

Fassung vom 25.08.2025 in der Zeit vom 13.10.2025 bis 12.11.2025 im Rathaus der Gemeinde Burgberg 

i.Allgäu (Grüntenstr. 2, 87545 Burgberg i.Allgäu), erstes Obergeschoss, Bauamt, während der allgemeinen 

Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

 

(Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind: 

Montag bis Freitag   08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Montag, Dienstag, Donnerstag  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Mittwoch    14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

Nach telefonischer Terminvereinbarung auch außerhalt dieser Zeiten.) 

 

Ergänzend zur Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit 

Begründung in der Fassung vom 25.08.2025 unter folgender Adresse im Internet eingesehen werden: 

 

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal 

 

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im 

Rahmen der Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt.  

Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist 

nicht erforderlich. 

 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und werden mit ausgelegt:  

 

https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal
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Umweltbericht in der Fassung vom 25.08.2025 (Ausführungen zu den Themen: Beschreibung der Ziele des 

Umweltschutzes aus anderen Planungen, die sich auf den Planbereich beziehen (Regionalplan; 

Flächennutzungsplan; Natura 2000-Gebiete; weitere Schutzgebiete/Biotope, Biotopverbund); Beschreibung 

und Bewertung der Umweltauswirkungen auf der Grundlage der Umweltprüfung; darin die 

Bestandsaufnahme sowie Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung 

bzw. Durchführung der Planung und deren Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Arten und 

Lebensräume; Biologische Vielfalt; Boden, Geologie und Fläche; Wasser; Klima/Luft, Erhaltung der 

bestmöglichen Luftqualität; Landschaftsbild; Mensch und Kulturgüter sowie eine Beschreibung der 

Wechselwirkungen zwischen den zuvor genannten Schutzgütern. Bewertung bei Durchführung der Planung 

von Wasserwirtschaft; Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung 

sowie der Verursachung von Belästigungen; Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung; eingesetzte 

Techniken und Stoffe; menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt; Erneuerbare Energien. 

Beschreibung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

Auswirkungen/Abarbeitung der Eingriffsregelung. Beschreibung anderweitiger Planungsmöglichkeiten und 

der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die auf Grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan 

zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Beschreibung der geplanten 

Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt bei Durchführung der Planung. 

  

Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit 

umweltbezogenen Stellungnahmen der Regierung von Schwaben (zur Lage in Zone A des Alpenplanes und 

Verkehrsvorhaben), des Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben (ohne Betroffenheit der Belange der 

Ländlichen Entwicklung), des Regionalen Planungsverbandes (zur Lage in Zone A des Alpenplanes und mit 

Verweis auf die höheren Landesplanungsbehörden), des Wasserwirtschaftsamtes Kempten (zu Altlasten, zur 

Wasserversorgung, zum vorsorgenden Bodenschutz, zur Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser, 

zu Oberflächengewässer/Wildbach/Überschwemmungsgebiet und zu wildabfließendem Wasser/Sturzfluten) 

des Abwasserverbandes Obere Iller (ohne Einwände mit Informationen zur Entwässerung, zur 

Ortsentwässerungssatzung der Gemeinde Burgberg und zum Umgang mit nicht behandlungsbedürftigem 

Regenwasser) 

 

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden. Stellungnahmen 

sollen elektronisch übermittelt werden (bauamt@burgberg.de), können bei Bedarf aber auch auf anderem 

Weg abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. §  3 

Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 5 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben.  

 

Parallel mit der Veröffentlichung findet die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt.  

 

Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art.  6 Abs.  1 Buchst. e 

(DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 

abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 

 

Burgberg i. Allgäu, den 07.10.2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGÄU 

 

gez. André Eckardt 

Erster Bürgermeister          271 
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Anlage zu Nr. 271 Gemeinde Burgberg 
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Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i.Allgäu 

Bekanntmachung zur erneuten Veröffentlichung im Internet sowie zur erneuten öffentlichen 

Auslegung der Neuaufstellung (Änderung) des Bebauungsplanes "Mangoldsweg" 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i.Allgäu hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.09.2025 den 

Entwurf zur Neuaufstellung (Änderung) des Bebauungsplanes "Mangoldsweg" mit Begründung in der 

Fassung vom 28.07.2025 mit Änderungen gebilligt. Dieser geänderte Entwurf erhält das Fassungsdatum vom 

22.09.2025 und wurde für die erneute Veröffentlichung im Internet gem. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB i.V.m. § 3 

Abs. 2 BauGB bestimmt. 

Gemäß § 13a BauGB wird die Neuaufstellung (Änderung) des Bebauungsplanes "Mangoldsweg" im sog. 

beschleunigten Verfahren aufgestellt. Das Plangebiet befindet sich im zentral südlichen Bereich des 

Hauptortes der Gemeinde Burgberg i. Allgäu. Im Osten grenzt es an die Ausläufer des Grünten. Es umfasst 

folgende Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 181, 182, 182/3, 182/4, 182/5, 185, 2027 (Teilfläche), 2027/2 

(Teilfläche), 2027/16 (Teilfläche), 2028/5, 2029/2, 2029/3, 2029/8, 2029/10 und 2029/11. Der räumliche 

Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan dargestellt. 

 

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 22.09.2025 wird in der Zeit vom 13.10.2025 bis 24.10.2025 

im Internet auf der Internetseite https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/ der 

Gemeinde Burgberg i. Allgäu veröffentlicht.  

 

Zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit liegt der Entwurf mit Begründung in der 

Fassung vom 22.09.2025 in der Zeit vom 13.10.2025 bis 24.10.2025 im Rathaus der Gemeinde Burgberg i. 

Allgäu (Grüntenstr. 2, 87545 Burgberg i. Allgäu), erstes Obergeschoss, Bauamt, während der allgemeinen 

Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

 

(Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind: 

Montag bis Freitag    08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Montag, Dienstag, Donnerstag   14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Mittwoch     14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

Nach telefonischer Terminvereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten.) 

 

Ergänzend zur Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit 

Begründung in der Fassung vom 22.09.2025 unter folgender Adresse im Internet eingesehen werden: 

 

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal 

 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 wird von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und einem Umweltbericht 

gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 

Informationen verfügbar sind, sowie von einer zusammenfassenden Erklärung nach §  10a Abs. 1 BauGB 

abgesehen.  

 

Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist 

nicht erforderlich. 

 

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden. Stellungnahmen 

sollen elektronisch übermittelt werden (bauamt@burgberg.de), können bei Bedarf aber auch auf anderem 

https://gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bau/bauleitplaene/
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal
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Weg abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. § 3 

Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 5 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben.  

 

Parallel mit der Veröffentlichung findet die Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt.  

 

Da es sich um eine erneute Veröffentlichung des Entwurfes handelt wird darauf hingewiesen, dass gem. §  4a 

Abs. 3 BauGB in Bezug auf die Änderungen oder Ergänzungen und ihre möglichen Auswirkungen Gelegenheit 

zur Stellungnahme gegeben wird. 

 

Diese sind im Einzelnen: 

Anpassung der Baugrenze im nördlichen Bereich des Grundstückes mit der Fl.-Nr. 182 zur Verbesserung der 

Erschließungssituation für das angrenzende Geh-, Fahr- und/oder Leitungsrecht 1 

 

Streichung der Festsetzung "Bedingte Baugrenze" 

 

Erweiterung des Geh-, Fahr- und/oder Leitungsrecht 1 um die Gemeinde Burgberg zur Wartung und 

Unterhaltung des "Mangoldsbach" 

 

Aufnahme eines Hinweises zum Waldabstand in der Festsetzung zur "Baugrenze" 

 

Streichung der Festsetzung "Bereich ohne Ein- und Ausfahrt" 

 

Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

 

redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 

 

Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art.  6 Abs.  1 Buchst. e 

(DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 

abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 

 

Burgberg i. Allgäu, den 07.10.2025 

GEMEINDE BURGBERG I.ALLGÄU 

 

gez. 

André Eckardt 

Erster Bürgermeister          272 
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Anlage zu Nr. 272 Gemeinde Burgberg i. Allgäu  
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Bekanntmachung der Stadt Immenstadt i.Allgäu 

Bekanntmachung der Satzung der Stadt Immenstadt i.Allgäu über die Einführung einer Pflicht zum 

Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 

(Stellplatzsatzung) 

I. 
 
Der Stadtrat der Stadt Immenstadt im Allgäu hat am 30.09.2025 die nachstehende Stellplatzsatzung 
beschlossen.  
 
II. 
 
Die Satzung liegt im Verwaltungsgebäude der Stadt Immenstadt (Kirchplatz 7, Stadtbauamt, II. Stock, 
Zimmer 313) während der allgemeinen Dienststunden  
 

Montag und Donnerstag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr und 14:00 – 16:00 Uhr 

Dienstag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr und 14:00 – 18:00 Uhr 

Mittwoch von 8:00 Uhr – 13:00 Uhr 
Freitag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr 

 
öffentlich zur Einsichtnahme aus. 
 
Zudem ist die Satzung auf der Internetseite der Stadt Immenstadt unter  
https://www.stadt-immenstadt.de/stadt-rathaus/verwaltung/ortsrecht/ abrufbar. 
 
Immenstadt, den 01.10.2025 
 
 
gez. Nico Sentner 
Erster Bürgermeister 
 

Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge 

(Stellplatzsatzung) 

 

Die Stadt Immenstadt erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes 

vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573ff.), und Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 und 5 der Bayerischen Bauordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588ff.), zuletzt geändert am 23.12.2024 (GVBl. S. 

605ff.) folgende Satzung: 
 

  

https://www.stadt-immenstadt.de/stadt-rathaus/verwaltung/ortsrecht/
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§1 Anwendungsbereich 
 

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im Sinne des Art. 1 

Abs. 1 BayBO im Stadtgebiet Immenstadt. Ausgenommen sind, wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, 

Änderungen oder Nutzungsänderungen im Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b, zweiter Halbsatz BayBO. 

 

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den Regelungen 

dieser Satzung abweichen, haben Vorrang. 

 

§2 Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen 
 

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, 

sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen sind Stellplätze 

herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist. 

 

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich nach der Anlage 1 zur Satzung. Anlage 1 ist 

Bestandteil der Satzung. Ist eine Nutzung nicht in der Anlage aufgeführt, ist die Zahl der notwendigen 

Stellplätze in Anlehnung an eine oder mehrere vergleichbare Nutzungen der Anlage zu ermitteln. 

 

(3) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die unterschiedliche 

Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplätze getrennt nach den jeweiligen 

Nutzungsarten ermittelt. 

 

(4) Die Zahl an notwendigen Stellplätzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und nach 

kaufmännischen Grundsätzen zu runden. Bei baulichen Anlagen mit mehreren Nutzungseinheiten oder 

unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addition der für jede Nutzungseinheit 

und jede Nutzungsart notwendigen Stellplätze. 

 

§3 Herstellung und Ablöse der Stellplätze 
 

(1) Die nach §§ 2 und 3 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf 

einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks herzustellen. Bei Herstellung der 

Stellplätze auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für 

diesen Zweck gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 

 

(2) Die Inanspruchnahme derselben Stellplätze durch zwei oder mehrere Nutzungen mit unterschiedlichen 

Geschäfts- oder Öffnungszeiten (Wechselnutzung) kann zugelassen werden, wenn sichergestellt ist, dass 

keine Überschneidungen der Benutzung des Stellplatzes auftreten und keine negativen Auswirkungen 

auf den Verkehr in der Umgebung zu erwarten sind. 

 

(3) Die Pflicht zur Herstellung der Stellplätze kann auch durch Übernahme der Kosten ihrer Herstellung 

gegenüber der Gemeinde (Ablösevertrag) abgelöst werden. Die Entscheidung über den Abschluss eines 

Ablösungsvertrags steht im Ermessen der Gemeinde. Der Bauherr hat keinen Anspruch auf Abschluss 

eines solchen Vertrags; dies gilt auch dann, wenn die Stellplätze nicht auf dem Baugrundstück oder in 

der Nähe des Baugrundstücks tatsächlich hergestellt werden können. Der Ablösungsbetrag beträgt je 

Stellplatz 12.500 Euro. 
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(4) Von der Möglichkeit der Ablöse nach Absatz 3 sind Nutzungen ausgenommen, die für ihren geordneten 

Betriebsablauf darauf angewiesen sind, ihren Zu- und Abfahrtsverkehr durch Stellplätze auf dem 

Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks abzuwickeln. 

 

§4 Anforderungen an die Herstellung 
 

(1) Für Stellplätze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung über den Bau und Betrieb 

von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. November 1993 in ihrer jeweils 

gültigen Fassung. 

 

(2) Im Übrigen sind Stellplätze in ausreichender Größe und in Abhängigkeit der beabsichtigten Nutzung 

herzustellen. Es gilt Art. 7 BayBO. 

 

(3) Dächer mit einer Neigung bis zu 20 Grad von Garagen, Carports und Tiefgarageneinfahrten sind ab einer 

Gesamtfläche von 50 m2 ganzflächig mit einer Dachbegrünung auszustatten und konstruktiv 

entsprechend auszubilden. Sind technische Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 

Strahlungsenergie vorgesehen, ist die Dachbegrünung durchlaufend unter der jeweiligen Anlage 

anzuordnen. 

 

§5 Abweichungen 
 

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO können Abweichungen zugelassen werden. 

 

§6 Schlussbestimmungen 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 

STADT IMMENSTADT I.ALLGÄU 

 

Immenstadt, den 01.10.2025 

Nico Sentner 

Erster Bürgermeister          273 
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Anlage 1 zur Satzung der Stadt Immenstadt über die Einführung einer Pflicht zum Nachweis von 

Stellplätzen für Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) 

Die Anlage ist Bestandteil der Satzung. 

Garagen- und Stellplatzverordnung 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze 

hiervon für 

Besucher in 

% 

1. Wohngebäude   

1.1 
Gebäude mit Wohnungen und 

Ferienwohnungen 

2 Stellplätze je Wohnung über 60m² 

Wohnfläche1), 1 Stellplatz je Wohnung bis 

einschließlich 60m² Wohnfläche1),  

bei Mietwohnungen, für die eine Bindung 

nach dem Bayerischen 

Wohnraumförderungsgesetz besteht, 0,5 

Stellplätze 

- 

1.2 Kinder-, Schüler- und Jugendwohnheime 
1 Stellplatz je 20 Betten,  

mindestens 2 Stellplätze   
75 

1.3 Studentenwohnheime 1 Stellplatz je 5 Betten 10 

1.4 
Schwestern-/ Pflegerwohnheime, 

Arbeitnehmerwohnheime u. ä. 
1 Stellplatz je 4 Betten 10 

1.5 

Altenwohnheime, Altenheime, Langzeit- 

und Kurzzeitpflegeheime,  

Tagespflegeeinrichtungen u.ä. 

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. Pflegeplätze,  

mindestens 2 Stellplätze 
50 

1.6 

Obdachlosenheime, 

Gemeinschaftsunterkünfte für 

Leistungsberechtigte nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz 

1 Stellplatz je 30 Betten,  

mindestens 2 Stellplätze 
10 

2. 
Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und 

Praxisräumen 
  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume allgemein 1 Stellplatz je 40 m² NUF2) 20 

2.2 

Räume mit erheblichem Besucherverkehr 

(Schalter-, Abfertigungs oder 

Beratungsräume, Arztpraxen und dergl.) 

1 Stellplatz je 30 m² NUF2), mindestens 3 

Stellplätze 
75 

3. Verkaufsstätten    

3.1 Läden 

1 Stellplatz je 40 m² Verkaufsfläche für den 

Kundenverkehr, 

mindestens 2 Stellplätze je Laden 

75 

3.2 

Waren- und Geschäftshäuser 

(einschließlich Einkaufszentren,  

großflächigen Einzelhandelsbetrieben) 

1 Stellplatz je 40 m² Verkaufsfläche für den 

Kundenverkehr 
75 

4. 
Versammlungsstätten (außer 

Sportstätten), Kirchen  
  

4.1 

Versammlungsstätten von überörtlicher 

Bedeutung  

(z.B. Theater, Konzerthäuser, 

Mehrzweckhallen) 

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze 90 

4.2 
Sonstige Versammlungsstätten (z.B. 

Lichtspieltheater, Schulaulen,  
1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 90 
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Vortragssäle)  

4.3 Kirchen 1 Stellplatz je 30 Sitzplätze 90 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze 

hiervon für 

Besucher in 

% 

5. Sportstätten   

5.1 
Sportplätze ohne Besucherplätze (z.B. 

Trainingsplätze) 
1 Stellplatz je 300 m² Sportfläche - 

5.2 
Sportplätze und Sportstadien mit 

Besucherplätzen  

1 Stellplatz je 300 m² Sportfläche,  

zusätzlich 1 Stellplatz je  

15 Besucherplätze 

- 

5.3 
Turn- und Sporthallen ohne 

Besucherplätze  
1 Stellplatz je 50 m² Hallenfläche - 

5.4 
Turn- und Sporthallen mit 

Besucherplätzen  

1 Stellplatz je 50 m² Hallenfläche,  

zusätzlich 1 Stellplatz je 

15 Besucherplätze 

- 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder  1 Stellplatz je 300 m² Grundstücksfläche - 

5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze  1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen - 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen  

1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen,  

zusätzlich 1 Stellplatz je 

15 Besucherplätze 

- 

5.8 
Tennisplätze, Squashanlagen, 

o. ä. ohne Besucherplätze  
2 Stellplätze je Spielfeld - 

5.9 
Tennisplätze, Squashanlagen, 

o. ä. mit Besucherplätzen  

2 Stellplätze je Spielfeld, zusätzlich 1 

Stellplatz je 

15 Besucherplätze 

- 

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je Minigolfanlage - 

5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn - 

5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stellplatz je 5 Boote - 

5.13 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 40 m² Sportfläche - 

6. Gaststätten und Beherbergungsbetriebe    

6.1 Gaststätten  1 Stellplatz je 10 m² Gastfläche 75 

6.2 
Spiel- und Automatenhallen, Billard-

salons, sonst. Vergnügungsstätten 

1 Stellplatz je 20 m² NUF2), mindestens 3 

Stellplätze  
90 

6.3 
Hotels, Pensionen, Kurheime und andere 

Beherbergungsbetriebe  

1 Stellplatz je 6 Betten, bei 

Restaurationsbetrieb Zuschlag nach den 

Nrn.  6.1 oder 6.2  

75 

6.4 Jugendherbergen  1 Stellplatz je 15 Betten  75 

7. Krankenanstalten    

7.1 
Krankenanstalten von überörtlicher 

Bedeutung  
1 Stellplatz je 4 Betten  60 

7.2 Krankenanstalten von örtlicher Bedeutung  1 Stellplatz je 6 Betten  60 

7.3 
Sanatorien, Kuranstalten, Anstalten für 

langfristig Kranke  
1 Stellplatz je 4 Betten  25 

7.4 Ambulanzen  
1 Stellplatz je 30 m² NUF2), mindestens 3 

Stellplätze 
75 
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze 

hiervon für 

Besucher in 

% 

8. 
Schulen, Einrichtungen der 

Jugendförderung  
  

8.1 Schulen, Berufsschulen, Berufsfachschulen 

1 Stellplatz je Klasse,  

zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Schüler über 18 

Jahre 

10 

8.2 Hochschulen 1 Stellplatz je 10 Studierende - 

8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 12 Kinder 
1 Stellplatz je 30 Kinder,  

mindestens 2 Stellplätze 
- 

8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 Kinder 1 Stellplatz - 

8.5 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze - 

8.6 
Berufsbildungswerke, 

Ausbildungswerkstätten und dergl. 
1 Stellplatz je 10 Auszubildende - 

9.  Gewerbliche Anlagen    

9.1  Handwerks- und Industriebetriebe  
1 Stellplatz je 70 m² NUF2) oder je  

3 Beschäftigte  
10 

9.2  
Lagerräume, -plätze, Ausstellungs-, 

Verkaufsplätze  

 

1 Stellplatz je 100 m² NUF2) oder je  

3 Beschäftigte  

 

- 

9.3  Kraftfahrzeugwerkstätten  
6 Stellplätze je Wartungs- oder 

Reparaturstand 
- 

9.4  Tankstellen  

Bei Einkaufsmöglichkeit über 

Tankstellenbedarf hinaus: Zuschlag nach Nr. 

3.1 (ohne Besucheranteil) 

- 

9.5  Automatische Kfz-Waschanlagen  5 Stellplätze je Waschanlage 3) - 

10.  Verschiedenes    

10.1  Kleingartenanlagen  1 Stellplatz je 3 Kleingärten  - 

10.2  Friedhöfe  
1 Stellplatz je 1.500 m² Grundstücksfläche,  

jedoch mindestens 10 Stellplätze 
- 

 

1. Wohnfläche = als Wohnfläche zählt die Wohnfläche ohne Terrasse und Balkon; jedoch sind u. a. Loggien, 

Wintergärten usw. hinzu zu rechnen. 

2. NUF = Nutzungsfläche nach DIN 277 

3. Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 10 Kraftfahrzeuge vorhanden sein. 
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Bekanntmachung der Stadt Immenstadt i.Allgäu 

Bekanntmachung der Satzung der Stadt Immenstadt i.Allgäu über die Einführung einer Pflicht zum 

Nachweis eines Spielplatzes für Kinder  

(Spielplatzsatzung) 

I. 
 
Der Stadtrat der Stadt Immenstadt im Allgäu hat am 30.09.2025 die nachstehende Spielsatzung 
beschlossen.  
 
II. 
 
Die Satzung liegt im Verwaltungsgebäude der Stadt Immenstadt (Kirchplatz 7, Stadtbauamt, II. Stock, 
Zimmer 313) während der allgemeinen Dienststunden  
 

Montag und Donnerstag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr und 14:00 – 16:00 Uhr 

Dienstag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr und 14:00 – 18:00 Uhr 

Mittwoch von 8:00 Uhr – 13:00 Uhr 
Freitag von 8:00 Uhr – 12:00 Uhr 

 
öffentlich zur Einsichtnahme aus. 
 
Zudem ist die Satzung auf der Internetseite der Stadt Immenstadt unter  
https://www.stadt-immenstadt.de/stadt-rathaus/verwaltung/ortsrecht/ abrufbar. 
 
Immenstadt, den 01.10.2025 
 
 
gez. Nico Sentner 
Erster Bürgermeister          274 
 

Satzung der Stadt Immenstadt zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis eines 

Spielplatzes für Kinder 

(Spielplatzsatzung)  

Die Stadt Immenstadt erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.), und Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 3 der 
Bayerischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588 
ff), zuletzt geändert am 23.12.2024 (GVBl. S. 605ff.) folgende Satzung: 
 

  

https://www.stadt-immenstadt.de/stadt-rathaus/verwaltung/ortsrecht/
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§ 1 
Anwendungsbereich 

 

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung von Gebäuden mit mehr als fünf Wohnungen im Stadtgebiet 

Immenstadt i.Allgäu. 
 

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den Regelungen 

dieser Satzung abweichen, haben Vorrang. 
 

§ 2 
Pflicht zur Herstellung, Ausstattung und Unterhaltung 

 

Bei der Errichtung von Gebäuden im Sinne des § 1 Abs. 1 ist ein Spielplatz herzustellen, auszustatten und 

zu unterhalten.  
 

§ 3 

Größe, Lage und Ausstattung 
 

(1) Je 25 m² Wohnfläche sind 1,5 m² Spielplatzfläche nachzuweisen, jedoch mindestens 50 m². Die Fläche 

muss für das Spielen von Kindern bis zu 14 Jahren geeignet und ausgestattet sein.  
 

(2) Der Spielplatz soll möglichst verkehrsabgewandt in sonniger, windgeschützter Lage angelegt werden. Er 

muss gegen Anlagen, von denen Gefahren oder Störungen ausgehen so abgeschirmt werden, dass die 

Kinder ungefährdet spielen können. 
 

(3) Für je 50 m² Fläche ist er mit mindestens einem Spielsandbereich oder Kiesspielplatz mit niedriger 

Körnung (Mindestgröße 4 m²), einem ortsfesten Spielgerät, einer ortsfesten Sitzgelegenheit sowie 

ausreichend Schatten spendenden Elementen auszustatten.  
 

§ 4 
Herstellung und Ablöse des Spielplatzes 

 

(1) Der Spielplatz ist auf dem Baugrundstück zu errichten. Ausnahmsweise darf der Spielplatz auf einem 

anderen Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks angelegt werden. Der Spielplatz muss fußläufig 

und gefahrlos für die Kinder zu erreichen sein. Die Benutzung des Grundstücks ist gegenüber dem Träger 

der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 
 

(2) Die Pflicht zur Herstellung, Ausstattung und Unterhaltung des Spielplatzes kann auch durch Übernahme 

der Kosten gegenüber der Stadt Immenstadt übernommen werden (Ablösevertrag). Die Entscheidung 

über den Abschluss eines Ablösevertrags steht im Ermessen der Stadt. Der Bauherr hat keinen Anspruch 

auf Abschluss eines solchen Vertrags; dies gilt auch dann, wenn der Spielplatz nicht auf dem 

Baugrundstück oder in der Nähe des Baugrundstücks tatsächlich hergestellt werden kann. Der 

Ablösungsbetrag beträgt je m² Spielplatzfläche 800 Euro. Für Gebäude, die dem Wohnen von Senioren 

und Studenten bestimmt sind, besteht ein Anspruch auf Ablöse. Der Ablösebetrag darf in diesem Fall 

5.000 Euro je abzulösenden Spielplatz nicht übersteigen. 
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§ 5 
Unterhaltung 

 

 Der Spielplatz ist in benutzbarem Zustand zu erhalten. Auf die zivilrechtlichen 

Verkehrssicherungspflichten wird hingewiesen. 
 

§ 6 

Abweichungen 
 

 Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBO können Abweichungen zugelassen werden.   
 

§ 7 

In-Kraft-Treten 
 
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
STADT IMMENSTADT I.ALLGÄU 
 
Immenstadt, den 01.10.2025 
gez.: 
 
Nico Sentner 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Gemeinde Fischen i. Allgäu 

über den Neuerlass der Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) 

 
vom 01.10.2025 

 

I. 
Der Gemeinderat der Gemeinde Fischen i. Allgäu hat in seiner Sitzung am 25.09.2025 folgende Satzung 

erlassen: 

 

 

Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 
(Stellplatzsatzung) 

 
 

Die Gemeinde Fischen i. Allgäu erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 des 

Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.) und Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588 ff.), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 

vom 23.12.2024 (GVBl. S. 619) folgende Satzung: 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im Sinne des Art. 1 

Abs. 1 BayBo im Gemeindegebiet der Gemeinde Fischen i. Allgäu. Ausgenommen sind, wenn sie zu 

Wohnzwecken erfolgen, Änderungen oder Nutzungsänderungen im Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b, 

zweiter Halbsatz BayBO. 

 

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den Regelungen 

dieser Satzung abweichen, haben Vorrang.  

 

§ 2 
Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen 

 

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, 

sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen sind Stellplätze 

herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist.  

 

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich nach der Anlage der Verordnung über den Bau- und 

Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. November 1993 in ihrer 

jeweils gültigen Fassung. 

 Ergänzend hierzu wird die Zahl der notwendigen Stellplätze für die in der vor- 

 genannten Anlage nicht aufgeführten Nutzungen wie folgt ermittelt: 
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Wohngebäude: 

 Wohnungen bis 33 qm Wohnfläche                                                             1,33 Stellplätze pro Wohnung 

 touristisch genutzte Ferienwohnungen                                                     1       Stellplatz pro Wohnung 

 

 Gaststätten: 

 Freischankflächen (Terrassenbewirtschaftung)    Bei mehr als 30 % der Innensitzplätze ist zusätzlich  

                                                                                                              1 Stellplatz je 8 Sitzplätze anzurechnen 

 

(3) Für bauliche Anlagen oder Nutzungen (Verkehrsquellen), die nicht in Anlage 1 aufgeführt sind, ist der  

Stellplatzbedarf im Einzelfall unter sinngemäßer Anwendung der Richtzahlen für vergleichbare 

Verkehrsquellen zu ermitteln.  

 

(4) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die unterschiedliche 

Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplätze getrennt nach den jeweiligen 

Nutzungsarten ermittelt. 

 

(5) Die Zahl an notwendigen Stellplätzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und nach 

kaufmännischen Grundsätzen zu runden. Bau baulichen Anlagen mit mehreren Nutzungseinheiten oder  

unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addition der für jede Nutzungseinheit 

und jede Nutzungsart notwendigen Stellplätze.  

 
§ 3 

Herstellung und Ablöse der Stellplätze 
 

(1) Die nach § 2 dieser Satzung erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf einem 

geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks herzustellen. Bei Herstellung der Stellplätze auf 

einem geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für diesen Zweck  

gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern.  

 

(2) Die Pflicht zur Herstellung der Stellplätze kann auch durch Übernahme der Kosten ihrer Herstellung 

gegenüber der Gemeinde (Ablösevertrag) abgelöst werden. Die Entscheidung über den Abschluss eines 

Ablösungsvertrags steht im Ermessen der Gemeinde. Der Bauherr hat keinen Anspruch auf Abschluss 

eines solchen Vertrags; dies gilt auch dann, wenn die Stellplätze nicht auf dem Baugrundstück oder in 

der Nähe des Baugrundstücks tatsächlich hergestellt werden können. Der Ablösebetrag beträgt je 

Stellplatz 15.000,00 Euro.  

 

(3) Der Ablösebetrag erhöht oder ermäßigt sich prozentual im gleichen Verhältnis, in dem sich der jeweils 

vom statistischen Bundesamt festgestellte Baupreisindex für Ingenieurbau verändert.  

 

§ 4 

Abweichungen 
 

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBo können Abweichungen zugelassen werden.  

 

 

§ 5 
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Schlussbestimmungen 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung der Gemeinde Fischen i. Allgäu vom 02.12.2008 

einschließlich 1. Änderungssatzung vom 21.10.2021 außer Kraft.  

 

 

Fischen i. Allgäu, den 01.10.2025 

GEMEINDE  FISCHEN  i.  ALLGÄU 

 

Gez. Bruno Sauter 

Erster Bürgermeister 

 

II. 
Die am 25.09.2025 beschlossene Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) wurde am 01.10.2025 durch Herrn Ersten Bürgermeister Sauter 

ausgefertigt und wird ab sofort zu jedermanns Einsicht bereitgehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen 

Auskunft gegeben. Die Satzung kann in der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, Bauamt, Weiler 16, 

87538 Fischen i. Allgäu, I. Stock, Zimmer 13, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. 

Die Satzung ist außerdem auf der Homepage der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe unter dem Link 

www.hoernergruppe.de/rathaus/hoernergruppe/dokumente und dort unter der Rubrik Fischen, Satzungen, 

„Stellplatzsatzung“ veröffentlicht.  

 

III. 
Die am 25.09.2025 beschlossene Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 02.12.2008 einschließlich 1. Änderungssatzung vom 21.10.2021 außer Kraft.  

 

 

GEMEINDE  FISCHEN  i.  ALLGÄU 

 

 

Fischen i. Allgäu, den 01.10.2025 

 

Gez. Bruno Sauter 

Erster Bürgermeister          275 
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Bekanntmachung der Gemeinde Ofterschwang 

über den Neuerlass der Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) 

vom 01.10.2025 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ofterschwang hat in seiner Sitzung am 16.09.2025 folgende Satzung 

erlassen: 

 

Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 

(Stellplatzsatzung) 

 

Die Gemeinde Ofterschwang erlässt auf Grund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 des 

Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBl. S. 573 ff.) und Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588 ff.), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 

vom 23.12.2024 (GVBl. S. 619) folgende Satzung: 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

(1) Die Satzung gilt für die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen im Sinne des Art. 1 

Abs. 1 BayBo im Gemeindegebiet der Gemeinde Ofterschwang. Ausgenommen sind, wenn sie zu 

Wohnzwecken erfolgen, Änderungen oder Nutzungsänderungen im Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b, 

zweiter Halbsatz BayBo. 

 

(2) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, die von den Regelungen 

dieser Satzung abweichen, haben Vorrang.  

 

§ 2 
Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen 

 

(1) Bei der Errichtung von Anlagen, für die ein Zu- oder Abfahrtsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, 

sind Stellplätze herzustellen. Bei der Änderung oder Nutzungsänderung von Anlagen sind Stellplätze 

herzustellen, wenn dadurch zusätzlicher Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist.  

 

(2) Die Zahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich nach der Anlage der Verordnung über den Bau- und 

Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 30. November 1993 in ihrer 

jeweils gültigen Fassung. 

 

 Ergänzend hierzu wird die Zahl der notwendigen Stellplätze für die in der vorgenannten Anlage nicht 

aufgeführten Nutzungen wie folgt ermittelt: 
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Wohngebäude: 

 touristisch genutzte Ferienwohnungen                                     1  Stellplatz pro Wohnung 

  

Gaststätten: 

 Freischankflächen (Terrassenbewirtschaftung)                     Bei mehr als 30 % der Innensitzplätze ist 

zusätzlich  

                                                                                                                               1 Stellplatz je 8 Sitzplätze anzurechnen. 

 

(3) Für bauliche Anlagen oder Nutzungen (Verkehrsquellen), die nicht in Anlage 1 aufgeführt sind, ist der 

Stellplatzbedarf im Einzelfall unter sinngemäßer Anwendung der Richtzahlen für vergleichbare 

Verkehrsquellen zu ermitteln.  

 

(4) Die Ermittlung erfolgt jeweils nach Nutzungseinheiten. Bei baulichen Anlagen, die unterschiedliche 

Nutzungsarten enthalten, wird die Zahl der notwendigen Stellplätze getrennt nach den jeweiligen 

Nutzungsarten ermittelt. 

 

(5) Die Zahl an notwendigen Stellplätzen ist jeweils auf eine Dezimalstelle zu ermitteln und nach 

kaufmännischen Grundsätzen zu runden. Bau baulichen Anlagen mit mehreren Nutzungseinheiten oder 

unterschiedlichen Nutzungsarten erfolgt die Rundung erst nach Addition der für jede Nutzungseinheit 

und jede Nutzungsart notwendigen Stellplätze.  

 

(6) Die erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der 

Nähe des Baugrundstücks herzustellen. Bei Herstellung der Stellplätze auf einem geeigneten 

Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für diesen Zweck gegenüber dem 

Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern.  

 

§ 3 
Abweichungen 

 

Unter den Voraussetzungen des Art. 63 BayBo können Abweichungen zugelassen werden.  

 

§ 4 
Schlussbestimmungen 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung der Gemeinde Ofterschwang vom 11.07.2008 außer 

Kraft.  

 

 

Ofterschwang, den 01.10.2025 

GEMEINDE  OFTERSCHWANG 

 

Gez. Alois Ried 

Erster Bürgermeister 
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II. 
 

Die am 16.09.2025 beschlossene Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) wurde am 01.10.2025 durch Herrn Ersten Bürgermeister Ried ausgefertigt 

und wird ab sofort zu jedermanns Einsicht bereitgehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 

gegeben. Die Satzung kann in der Gästeinformation in Ofterschwang, Kirchgasse 1,  

I. Stock, 87527 Ofterschwang und in der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, Bauamt, Weiler 16, 87538 

Fischen i. Allgäu, I. Stock, Zimmer 13, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. Die 

Satzung ist außerdem auf der Homepage der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe unter dem Link 

www.hoernergruppe.de/rathaus/hoernergruppe/dokumente und dort unter der Rubrik Ofterschwang, 

Satzungen, „Stellplatzsatzung“ veröffentlicht.  

 

 

III. 
Die am 16.09.2025 beschlossene Satzung zur Einführung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplätzen für 

Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11.07.2008 außer Kraft.  

 

 

GEMEINDE  OFTERSCHWANG 

Ofterschwang, den 01.10.2025 

 

Gez. Alois Ried 

Erster Bürgermeister          276 

 

 

 
 

 

 

Sonthofen, den 07.10.2025 

 

 

 

Indra Baier-Müller 

Landrätin 


		LRA Oberallgäu
	2025-10-07T10:12:15+0200
	Sonthofen
	Amtsblatt, Landratsamt Oberallgäu
	Ich bestätige die Genauigkeit und Richtigkeit des Dokuments




